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Diese Verordnung ist begründet im Landesgesetz 
über die Erziehung, Bildung und Betreuung von  
Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertages-
pflege (KiTaG) vom 3. September 2019. Gemäß § 11 
KiTaG können anerkannte freie Träger eigene Rege-
lungen der Elternmitwirkung erlassen, sofern diese 
den Regelungen des Landesgesetzes gleichwertig 
sind. Dieses Recht wird mit der vorliegenden Ver-
ordnung umgesetzt.

§ 1 | Geltungsbereich
Nachfolgende Verordnung gilt für alle Tageseinrich-
tungen für Kinder in katholischer Trägerschaft im 
rheinland-pfälzischen Teil des Bistums Mainz.

§ 2 | Elternmitwirkung
Die Eltern der eine Tageseinrichtung besuchenden 
Kinder wirken durch die Elternversammlung und 
den Elternausschuss an der Erziehungs-, Bildungs- 
und Betreuungsarbeit der Tageseinrichtung mit. 
(§ 9 Abs. 1 KiTaG)

§ 3 | Elternversammlung
(1) Die Elternversammlung besteht aus allen Eltern 
der die Tageseinrichtung besuchenden Kinder. Sie 
ist das höchste beschlussfassende Gremium der  
Elternmitwirkung. Sie wird über wichtige Entwick-
lungen in der Tageseinrichtung im Jahresverlauf  
informiert, erörtert grundsätzliche, die Tagesein-
richtung betreffende Angelegenheiten und wählt 
den Elternausschuss. Die Leitung und eine Beauf-
tragte oder ein Beauftragter des Trägers der Tages-
einrichtung nehmen an der Elternversammlung teil. 
(§ 9 Abs. 2 KiTaG)
Die Elternversammlung tritt mindestens einmal im 
Jahr zusammen und kann jederzeit auf Antrag von 20 
v. H. der Elternteile, des Elternausschusses oder des 
Trägers der Tageseinrichtung einberufen werden. 
Sie ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß 
einberufen wurde. In der Elternversammlung hat  
jeder Elternteil eine Stimme.
Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen gefasst; Enthaltungen bleiben unbe-
rücksichtigt.
Jeder Elternteil, der Elternausschuss und der Träger 
der Tageseinrichtung haben das Recht, Anträge zu 
stellen.

(2) Der Träger kann in der Einladung zur Zusammen-
kunft der Elternversammlung die Möglichkeit einer 
virtuellen oder hybriden Zusammenkunft eröffnen. 

§ 4 | Elternausschuss
(1) Der Elternausschuss soll ein Spiegel der Eltern-
schaft der Tageseinrichtung sein. Er vertritt die 
Interessen der Eltern der die Tageseinrichtung  
besuchenden Kinder gegenüber dem Träger und der 
Leitung der Tageseinrichtung und berät diese. Er ist 
vor Entscheidungen über wesentliche Angelegen-
heiten, die die Tageseinrichtung betreffen, rechtzei-
tig und umfassend vom Träger oder der Leitung der 

Verordnung über die Elternmitwirkung in Tageseinrich-
tungen für Kinder im rheinland-pfälzischen Teil des  
Bistums Mainz



3

Tageseinrichtung zu informieren und anzuhören. Er 
kann vom Träger oder der Leitung der Tageseinrich-
tung Auskunft über wesentliche, die Tageseinrich-
tung betreffende Fragen verlangen und Vorschläge 
unterbreiten. Die Leitung und eine Beauftragte oder 
ein Beauftragter des Trägers der Tageseinrichtung 
nehmen an den Sitzungen des Elternausschusses 
teil. (§ 9 Abs. 3 KiTaG)
(2) Die Kinderperspektive soll auch im Elternaus-
schuss vertreten sein. Dazu darf die Leitung/päd-
agogische Fachkraft die Kinderperspektive durch 
Vorsprache einbringen, wobei eine anlassbezoge-
ne Beteiligung stets in Betracht gezogen werden  
sollte. Auch sollen Kinder die Leitung/pädagogische 
Fachkraft punktuell zu geeigneten Terminen und  
Themen begleiten und im Anschluss daran in der 
Kindertageseinrichtung zum Beispiel im Rahmen 
einer Kinderkonferenz davon berichten dürfen.

§ 5 | Wahlrecht
Für den Elternausschuss sind die Eltern der die  
Tageseinrichtung besuchenden Kinder wahlberech-
tigt und wählbar. Eltern im Sinne dieser Verordnung 
sind Personensorgeberechtigte und Erziehungsbe-
rechtigte nach § 7 Abs. 1 Nr. 5 und 6 SGB VIII. Perso-
nensorgeberechtigte, die gleichzeitig Mitarbeitende 
der Tageseinrichtung oder des Trägers sind, sind 
wahlberechtigt aber nicht wählbar.

§ 6 | Wahlgrundsätze und -verfahren
(1) Der Träger entscheidet im Benehmen mit dem 
noch amtierenden Elternausschuss über die Art 
der Durchführung der Wahl des nächsten Eltern-
ausschusses. Die Durchführung erfolgt entweder im 
Rahmen einer Elternversammlung in Präsenz oder 
als Urnenwahl.

(2) Der Träger bestimmt im Benehmen mit der Lei-
tung den Termin der Elternversammlung zur Wahl
des Elternausschusses und informiert die Eltern 
spätestens zwei Wochen vor dem Wahltermin. Die 
Einladung erfolgt schriftlich über die üblichen Kom-
munikationswege der Tageseinrichtung. Der Träger 
trifft die organisatorischen Maßnahmen und sorgt 
für eine ordnungsgemäße Durchführung der Wahl. 
Die Wahl soll in der Zeit zwischen dem Beginn des 
Kindergartenjahres bis Ende Oktober eines jeden 
Jahres erfolgen.

(3) Die Zahl der Mitglieder des Elternausschusses 
bestimmt sich nach der Zahl der Plätze der Tages-
einrichtung. Je angefangene zehn Plätze ist ein Mit-
glied zu wählen. Hat eine Einrichtung weniger als 
30 Plätze, sind drei Mitglieder zu wählen. Sollte die 
Anzahl der Kandidat/innen nicht erreicht werden, 
kann der Elternausschuss auch mit weniger Mitglie-
dern gewählt werden.

(4) Die Elternversammlung als Zusammenkunft der 
Eltern kann aus ihrer Mitte eine Wahlleiterin oder 
einen
Wahlleiter für die Wahl des Elternausschusses wäh-
len. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter können mit 
Handzeichen gewählt werden.
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(5) Bei der Wahl zum Elternausschuss hat jeder  
Elternteil unabhängig von der Anzahl seiner die  
Tageseinrichtung besuchenden Kinder eine Stim-
me. Ist nur ein Elternteil vorhanden oder anwesend,  
stehen diesem zwei Stimmen zu.

(6) In der Elternversammlung nicht anwesende  
Elternteile sind wählbar. Ihre Kandidatur ist zuzu-
lassen, wenn sie dem Träger oder der Leitung der  
Tageseinrichtung vor Beginn der Elternversamm-
lung angezeigt wird.

§ 7 | Wahl des Elternausschusses
(1) Die Wahlen zum Elternausschuss sind vorbe-
haltlich des Absatzes 3 geheim. Bei geheimer Wahl  
erhält jeder in der Elternversammlung anwesende 
Elternteil einen Stimmzettel. Stehen ihm gemäß § 6 
Abs. 5 Satz 2 zwei Stimmen zu, erhält er zwei Stimm-
zettel. Von dem wählenden Elternteil sind auf dem 
Stimmzettel höchstens so viele Kandidatinnen und 
Kandidaten einzutragen oder anzukreuzen, wie 
Mitglieder nach § 6 Abs. 3 zu wählen sind. Ist eine  
Kandidatin oder ein Kandidat auf einem Stimm-
zettel mehrfach genannt, so gilt sie oder er als nur  
einmal eingetragen. Ein Stimmzettel aus dem der 
Wille nicht eindeutig hervorgeht ist ungültig.

(2) Die Kandidatinnen und Kandidaten sind in der 
Reihenfolge der für sie abgegebenen gültigen Stim-
men zunächst zu Mitgliedern, dann zu Ersatzmit-
gliedern des Elternausschusses gewählt. Bei Stim-
mengleichheit findet eine Stichwahl statt. Ergibt die 
Stichwahl keine Entscheidung, entscheidet das Los.

(3) Wenn nicht mehr Kandidatinnen und Kandidaten 
zur Auswahl stehen als Mitglieder nach § 6 Abs. 3 zu
wählen sind, findet die Wahl als Listenwahl statt. Bei 
dieser Wahl wird über die Liste der Kandidatinnen 
und Kandidaten als Ganzes abgestimmt. In diesem 
Fall sind alle Kandidatinnen und Kandidaten zu Mit-
gliedern des Elternausschusses gewählt, wenn die 
Elternversammlung mit der Mehrheit der anwesen-
den Stimmen der Liste zustimmt; Stimmenthaltun-
gen bleiben unberücksichtigt. Die Listenwahl kann 
als offene Wahl stattfinden, wenn kein anwesender 
wahlberechtigter Elternteil widerspricht. Findet die 
Liste keine Mehrheit, wird eine Einzelwahl durchge-
führt. Zum Mitglied des Elternausschusses ist dann 
gewählt, wer mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen 
der anwesenden Eltern bei der Elternversammlung 
auf sich vereint. 

(4) Die konstituierende Sitzung des Elternausschus-
ses kann im Falle der offenen Wahl unmittelbar 
nach der durch die Zusammenkunft der Elternver-
sammlung erfolgten Wahl des Elternausschusses, 
also noch am gleichen Tage, erfolgen.

(5) Wird die Wahl als Urnenwahl durchgeführt, 
legt die Elternversammlung dem Träger oder der  
Leitung eine Kandidatenliste vor, damit die Kandidaten  
einerseits als Ansprechpartner bekannt gemacht 
und andererseits die entsprechenden Wahlunterla-
gen vom Träger oder der Leitung der Tageseinrich-
tung gefertigt werden können.
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Eine Urnenwahl erfolgt durch Einwurf der gekenn-
zeichneten Stimmzettel innerhalb bestimmter Frist 
in eine in den Räumen der Tageseinrichtung auf-
gestellte verschlossene Wahlurne. Kandidaturen 
von Elternteilen sind auch zuzulassen, wenn sie erst 
nach der Elternversammlung innerhalb angemesse-
ner Frist vor Beginn der Urnenwahl dem Träger oder 
der Leitung angezeigt werden. Der Träger bestimmt 
im Benehmen mit der Leitung die Frist. 

§ 8 | Amtszeit
(1) Die Amtszeit des Elternausschusses beginnt mit 
der Wahl und beträgt ein Jahr. Bis zur Neuwahl führt 
der bisherige Elternausschuss die Geschäfte weiter.

(2) Die Mitgliedschaft im Elternausschuss endet vor-
zeitig, wenn kein Kind des Mitglieds die Tagesein-
richtung
mehr besucht, durch Rücktritt oder durch Abwahl. 
Der Rücktritt ist schriftlich gegenüber dem Eltern-
ausschuss und dem Träger oder der Leitung zu erklä-
ren. Die Elternversammlung kann mit der Mehrheit 
der anwesenden Stimmen ein Mitglied des Eltern-
ausschusses abwählen; die Abstimmung erfolgt  
geheim, Stimmenthaltungen bleiben unberücksich-
tigt.

(3) Nach Ausscheiden eines Mitglieds aus dem  
Elternausschuss rücken die Ersatzmitglieder in der 
Reihenfolge des § 7 Abs. 2 Satz 1 nach. Wenn die 
Zahl der Mitglieder des Elternausschusses unter 
die Hälfte der Mitgliederzahl nach § 6 Abs. 3 sinkt, 
findet unverzüglich für die restliche Amtszeit des  
Elternausschusses eine Neuwahl statt. Ab dem Monat 
Juni kann im Einvernehmen mit den verbleibenden 
Mitgliedern des Elternausschusses eine Nachwahl  
entfallen.

§ 9 | Verfahrensweise des Elternausschusses
(1) Die konstituierende Sitzung des Elternausschus-
ses erfolgt binnen eines Monats nach der Wahl. Sie 
wird durch den Träger der Tageseinrichtung oder 
eine von ihm beauftragte Person einberufen und 
bis zur Wahl des vorsitzenden Mitglieds geleitet. In 
dieser Sitzung wählt der Elternausschuss aus sei-
ner Mitte in geheimer Wahl mit der Mehrheit der  
anwesenden Stimmen ein vorsitzendes Mitglied und 
dessen Stellvertretung; Stimmenthaltungen bleiben  
unberücksichtigt. Er wählt ferner aus der Eltern-
schaft der Tageseinrichtung die Delegierten und  
Ersatzdelegierten für die Vollversammlung des 
Kreis- oder Stadtelternausschusses und die Dele-
gierten für den Kita-Beirat.

(2) Der Elternausschuss tritt im Übrigen auf Einla-
dung seines vorsitzenden Mitglieds zusammen. Der
Träger oder die Leitung der Tageseinrichtung oder 
ein Drittel der Mitglieder des Elternausschusses 
können seine Einberufung verlangen. Das vorsit-
zende Mitglied leitet die Sitzungen. Die Sitzungen 
finden grundsätzlich als Präsenzsitzungen statt. Im 
Bedarfsfall können digitale und/oder hybride Sit-
zungsformen an die Stelle von Präsenzsitzungen tre-
ten, sofern der Träger entsprechende Möglichkeiten 
zur Verfügung stellt. 
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Über jede Sitzung des Elternausschusses ist ein 
Protokoll zu fertigen; dieses ist den Eltern der die 
Tageseinrichtung besuchenden Kinder in geeigne-
ter Weise zur Kenntnis zu geben. Beschlüsse werden 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst; 
Enthaltungen bleiben unberücksichtigt.

(3) Der Elternausschuss kann zu seinen Sitzungen 
Gäste einladen.

(4) Der Träger der Tageseinrichtung soll dem Eltern-
ausschuss für seine Sitzungen Räumlichkeiten zur 
Verfügung stellen.

(5) Der Träger der Tageseinrichtung meldet dem ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe Namen, 
Anschrift und Emailadresse des vorsitzenden Mit-
glieds des Elternausschusses und dessen Stellver-
tretung und der Delegierten und Ersatzdelegierten 
zur Vollversammlung des Kreis- oder Stadteltern-
ausschusses.

§ 10 | Aufgaben des Elternausschusses
(1) Der Elternausschuss hat die Aufgabe, die Erzie-
hungs-, Bildungs- und Betreuungsarbeit der Tages-
einrichtung beratend zu unterstützen. Er berät den 
Träger und die Leitung der Tageseinrichtung in allen 
wesentlichen Fragen der Arbeit in der Tageseinrich-
tung und kann Anregungen für die Gestaltung und 
Organisation der Arbeit der Tageseinrichtung geben. 
Daneben vertritt er die Interessen der Eltern der die 
Tageseinrichtung besuchenden Kinder gegenüber 
dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

(2) Der Träger und die Leitung der Tageseinrichtung 
berichten dem Elternausschuss regelmäßig über die
Arbeit der Tageseinrichtung. Sie berücksichtigen 
die Ergebnisse der Anhörung bei ihrer Meinungsbil-
dung, insbesondere im Hinblick auf:  
•	 1. Öffnungs- und Ferienzeiten sowie Schließtage 
•	 2. Inhalte und Formen der Erziehungsarbeit                                                               
•	 3. bauliche Veränderungen und sonstige, die Ausstattung der 

Tageseinrichtung betreffende Maßnahmen
•	 4. nach § 21 Abs. 6 KiTaG vorzusehende Maßnahmen bei Un-

terschreitung der vorgesehenen personellen Besetzung (Um-
setzung des Maßnahmennotfallplans)

(3) Die Mitglieder des Elternausschusses sind im 
Hinblick auf personenbezogene Daten Dritter zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. Sie unterzeichnen 
zu Beginn ihrer Amtsperiode eine schriftliche Ver-
schwiegenheitserklärung, die beim Träger aufbe-
wahrt wird.

§ 11 | Kreis- oder Stadtelternausschuss
Hinsichtlich des Kreis- oder Stadtelternausschuss 
wird auf die diesbezüglichen Regelungen der Lan-
desverordnung über die Elternmitwirkung in Ta-
geseinrichtungen der Kindertagesbetreuung (KiTa-
GEMLVO) verwiesen.

§ 12 | Landeselternausschuss
Hinsichtlich des Landeselternausschusses wird auf 
die diesbezüglichen Regelungen der Landesverord-
nung über die Elternmitwirkung in Tageseinrichtun-
gen der Kindertagesbetreuung (KiTaGEMLVO) ver-
wiesen.
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§ 13 | Einspruch, Wahlprüfung
(1) Gegen die Gültigkeit einer Wahl zum Elternaus-
schuss und zur Vollversammlung oder zum Vorstand
des Kreis-, Stadt- oder Landeselternausschusses 
kann jede und jeder nach dieser Verordnung für das 
jeweilige Gremium aktiv oder passiv Wahlberechtig-
te binnen drei Wochen nach der Wahl schriftlich Ein-
spruch einlegen. Vor Einlegung des Einspruchs ist 
zwischen den Beteiligten eine einvernehmliche Bei-
legung der Streitigkeit zu versuchen. Der Versuch ist 
nachzuweisen. Der Einspruch ist zu begründen und 
bei der über den Einspruch entscheidenden Stelle 
einzulegen.

(2) Über den Einspruch entscheidet:
•	 1. bei einer Wahl zum Elternausschuss das Justitiariat des 

Unikathe Kita-Zweckverbands im Bistum Mainz KdöR, Wil-
helm-Theodor-Römheld-Straße 20, 55130 Mainz,

•	 2. bei der Wahl zur Vollversammlung oder zum Vorstand des 
Kreis- oder Stadtelternausschusses das Landesamt für So-
ziales, Jugend und Versorgung,

•	 3. bei der Wahl zur Vollversammlung oder zum Vorstand des 
Landeselternausschusses das fachlich zuständige Ministe-
rium.

(3) In der Entscheidung über den Einspruch kann
•	 1. die Feststellung des Wahlergebnisses berichtigt werden 

oder
•	 2. die Wahl zum jeweiligen Gremium für ungültig erklärt wer-

den.

(4) Eine Wahl kann für ungültig erklärt werden, wenn 
bei der Wahlvorbereitung, der Wahlhandlung oder 
der Ermittlung des Wahlergebnisses gegen wesent-
liche Bestimmungen des Landesgesetzes über die 
Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege oder 
dieser Verordnung verstoßen wurde.

(5) Eine für ungültig erklärte Wahl ist zu wiederholen 
(Wiederholungswahl). Sie ist nach den für die be-
troffene Wahl maßgebenden Bestimmungen inner-
halb von vier Wochen nach Erklärung der Ungültig-
keit der vorherigen Wahl durchzuführen.

(6) Wird eine Wahl für ungültig erklärt, berührt dies 
nicht die Wirksamkeit der Handlungen, die von der
gewählten Person oder von dem Gremium bis zum 
Zeitpunkt der Wiederholungswahl vorgenommen 
worden sind.

§ 14 Konfliktklärung
(1) Sollte es zwischen dem Träger der Einrichtung 
und dem Elternausschuss zu einem vor Ort nicht 
lösbaren Konflikt kommen, so können sowohl der 
Träger als auch der Elternausschuss nach entspre-
chender Beschlussfassung eine Unterstützung bei 
der Konfliktlösung beantragen.
Die zur Konfliktlösung berufene Stelle ist das Justi-
tiariat des Unikathe Kita-Zweckverbands im Bistum 
Mainz KdöR, Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 20, 
55130 Mainz. Bei der durchzuführenden mündlichen 
Anhörung ist die zuständige pädagogische Fachbe-
ratung zu beteiligen.  Das Ergebnis wird mündlich 
und schriftlich kommuniziert.
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§ 15 | Schlussbestimmungen
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ihrer Ver-
kündigung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 
Verordnung für Elternvertretungen in den katholi-
schen
Tageseinrichtungen für Kinder im Bistum Mainz (El-
ternVVO), veröffentlicht im Kirchlichen Amtsblatt 
2007, S.160 außer Kraft.

(3) Elternvertretungen, die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Verordnung bereits nach altem 
Recht eingesetzt sind, bleiben bis zum Ablauf ihrer 
Amtszeit im Amt.
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Für die Kindertageseinrichtungen in freier Träger-
schaft gilt § 8 Abs. 1 des Landesgesetzes über die  
Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege  
(KiTaG), wonach anerkannte Träger der freien  
Jugendhilfe mit Blick auf das eigene Profil anders-
artige Regelungen treffen können. Voraussetzung 
hierfür ist, dass diese Regelungen gleichwertig sind. 
Dies umfasst neben einer vergleichbaren Partizipa-
tions- und Mitbestimmungsmöglichkeit der Vertre-
tungsgruppen auch die im Wesensgehalt gleichwer-
tige Berücksichtigung der Kinderperspektive.

§ 1 | Geltungsbereich
Nachfolgende Verordnung gilt für alle Kindertages-
einrichtungen in katholischer Trägerschaft im rhein-
land-pfälzischen Bereich des Bistums Mainz.

§ 2 | Zusammensetzung, Größe
In der Regel soll jede Vertretungsgruppe nach § 7 
Abs. 2 Satz 1 des KiTaG mit maximal zwei Mitgliedern 
im Beirat vertreten sein. Die vom KiTaG benannten 
Vertretungsgruppen sind Träger, Leitung, pädagogi-
sche Fachkräfte und Mitglieder des Elternausschus-
ses. Die pädagogische Fachkraft (FaKiP- Fachkraft für 
Kinderperspektive) nach § 7 Abs. 2 Satz 2 KiTaG ist 
beratendes Mitglied des Beirats.

§ 3 | Mitglieder
Die Mitglieder des Beirats werden von den Ver-
tretungsgruppen nach § 7 Abs. 2 Satz 1 KiTaG im  
November eines Jahres entsandt. Die Entsendung ist 
dem Träger der Tageseinrichtung oder einer von ihm 
benannten Person anzuzeigen. Jede Vertretungs-
gruppe nach § 7 Abs. 2 Satz 1 KiTaG ist für die Ent-
sendung ihrer Mitglieder selbst verantwortlich und 
wählt diese aus ihrer Mitte aus. Findet in den Vertre-
tungsgruppen eine Wahl statt, erfolgt diese geheim 
und mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
findet eine Stichwahl statt. Ergibt die Stichwahl  
keine Entscheidung, entscheidet das Los. Die päda-
gogischen Fachkräfte wählen aus ihrer Mitte zusätz-
lich die Fachkraft für Kinderperspektive (FaKiP) Die 
Vertretungsgruppen können auch Stellvertretungen 
für ihre Mitglieder benennen.

§ 4 | Amtszeit
Die Amtszeit des Beirats beträgt ein Jahr und  
beginnt am 1. Dezember eines jeden Jahres. Die Mit-
gliedschaft kann ferner durch Rücktritt oder durch 
Abwahl durch die jeweilige Gruppe beendet werden; 
§ 3 Satz 2, 4 und 5 gilt entsprechend. Die Mitglied-
schaft ist zwingend gebunden an die organisatori-
sche Zugehörigkeit zu der jeweiligen Vertretungs-
gruppe.

§ 5 | Aufgaben
(1) Der Beirat beschließt Empfehlungen unter  
Berücksichtigung der im pädagogischen Alltag  
gewonnenen Perspektive der Kinder in grundsätzli-
chen Angelegenheiten, die die strukturellen Grund-

Verordnung über den Kita-Beirat in Tageseinrich-
tungen für Kinder im rheinland-pfälzischen Teil 
des Bistums Mainz



10

lagen der Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungs-
arbeit einer Tageseinrichtung betreffen. Zu diesen 
Angelegenheiten zählen insbesondere:
•	 1. Grundsätze für die Aufnahme von Kindern,
•	 2. Änderungen der Konzeption, die der Betriebserlaubnis 

nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zugrunde 
liegt

•	 3. Änderungen der Betriebserlaubnis
•	 4. Dauerhafte Veränderungen der Inhalte und Formen der Er-

ziehungsarbeit
•	 5. Dauerhafte Änderungen der Angebotsstruktur der Tages-

einrichtung, zum Beispiel der Grundsätze des Verpflegungs-
angebots

•	 6. Grundsätzliche Änderungen der nach § 21 Abs. 6 Satz 3 
KiTaG vorzusehenden Ausgleichsmaßnahmen (Notfallmaß-
nahmenplan) 

(2) Darüber hinaus soll die Perspektive der Kinder 
durch weitergehende, kindgerechte Partizipations-
verfahren verstärkt berücksichtigt werden. Der Bei-
rat hat die Kinder, die die Kindertageseinrichtung 
besuchen, in angemessener Weise über den Prozess 
sowie die Ergebnisse der von diesen eingebrachten 
Anregungen, Fragen und Perspektiven zu informie-
ren. Hierbei muss sichergestellt werden, dass die 
Kinder die Wirksamkeit ihrer Mitbestimmungsmög-
lichkeiten erfahren, erleben und beeinflussen kön-
nen.

§ 6 | Sitzungen, Geschäftsordnung
(1) Der Beirat tritt auf Einladung des vorsitzenden 
Mitglieds zusammen. Die Sitzungen finden grund-
sätzlich als Präsenzsitzungen statt. Im Bedarfsfall 
können digitale Sitzungsformen an die Stelle von 
Präsenzsitzungen treten.

(2) Das vorsitzende Mitglied leitet die Sitzungen.  
Jedes Mitglied kann Anträge stellen.

(3) Die Mitglieder des Beirats geben die Stimm-
anteile für ihre jeweilige Vertretungsgruppenach  
§ 7 Absatz 3 KiTaG einheitlich ab.

(4) Über jede Sitzung des Beirats ist ein Protokoll 
zu fertigen. Dieses ist jeder Vertretungsgruppe nach  
§ 7 Abs. 2 Satz 1 KiTaG in geeigneter Weise zur Verfü-
gung zu stellen. Der Elternausschuss ist befugt, den 
Eltern der die Tageseinrichtung besuchenden Kin-
der das Protokoll in geeigneter Weise zur Verfügung 
zu stellen.

(5) Der Beirat kann sich eine Geschäftsordnung  
geben. Die Geschäftsordnung kann neben Fest-
legungen zur Größe des Beirats insbesondere vor-
sehen, dass aus den Gruppen nach § 7 Abs. 2 Satz 
1 KiTaG Gäste mit Rederecht zu den Sitzungen des 
Beirats zugelassen werden. Die Geschäftsordnung 
wird mit 80 v. H. der Stimmanteile des Beirats  
beschlossen.

§ 7 | Inkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ihrer Ver-
kündigung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
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